
  

  

                   Antrag vom 13.12.2022     

Eingang bei L/OB:  

 Datum:   Uhrzeit:   

Eingang bei 10-2.1:  

 Datum:   Uhrzeit:   

Antrag  

  

Stadträtinnen/Stadträte – Fraktion  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN-Gemeinderatsfraktion 

Betreff  

Wasserversorgung muss in städtische Hand 

  

Vor mehr als 10 Jahren haben wir GRÜNE uns im Gemeinderat für die Grundforderung des 

Bürgerbegehrens „100-Wasser“ eingesetzt, die beinhaltet hat, das Wassernetz wieder in 

städtische Hand zu nehmen. Dem hat sich der Gemeinderat mit großer Mehrheit 

angeschlossen. Seit 2013 läuft die Klage der Stadt gegen die Netze BW GmbH vor dem 

Landgericht Stuttgart mit dem Ziel der Herausgabe der Wasserversorgungsanlagen, 

Übertragung von Mitgliedschaften in Wasserbeschaffungsverbänden sowie Auskunftserteilung 

bzw. der gerichtlichen Feststellung des Eigentums der Landeshauptstadt Stuttgart an dem 

Wasserversorgungsvermögen im Stadtgebiet Stuttgart. Zudem wurde 2015 von der Netze BW 

Klage gegen die Stadt erhoben bzgl. Erstattung der Löschwasserkosten. Bislang kam es zu 

keiner Einigung. Daher begrüßen wir es, dass nun nach 9 Jahren Rechtsstreit wieder 

Bewegung in die Sache gekommen ist und man sich immerhin bei der Methode der 

Berechnung eines für beide Seiten akzeptablen Kaufpreises offenbar angenähert hat.  

Allerdings sehen wir das Ziel, das Wassernetz künftig städtisch zu betreiben, nicht bereits 

dadurch erfüllt, dass sich die Netze BW GmbH als Tochter der EnBW derzeit überwiegend in 

öffentlicher Hand befindet. Wasserversorgung ist als systemkritische Infrastruktur eine 

originäre Aufgabe der kommunalen Daseinsvorsorge und sollte daher auch von der 

betroffenen Kommune erbracht werden.  

Mit der nun vorgeschlagenen Vergleichsvereinbarung (GRDrs 811/2022) würde die Aufgabe 

der öffentlichen Trinkwasserversorgung weiterhin auf die Netze BW bzw. die Netze BW 

Wasser GmbH übertragen. Und das auf unbestimmte Zeit. Zwar enthält die Vereinbarung im 

Gegensatz zum bestehenden Konzessionsvertrag eine Endschaftsklausel und eine Change of 

Control-Regelung. Doch soll erst nach 20 Jahren ein Rückkauf möglich sein bzw., wenn der 

Anteil der öffentlichen Hand bei der Netze BW bereits auf unter 50% gesunken ist. Und selbst 

in diesen Fällen hält es sich die Stadt noch offen, ob diese Option überhaupt gezogen werden 

soll. Die Wertermittlung ist zumindest bei letzterer Option noch genauso unklar wie die dann 

notwendige Finanzierung eines Rückkaufs sowie eine Regelung bei möglichen 

Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen, die ggf. eine EU-weite Ausschreibung 

erforderlich machen könnten. 

Es ist richtig, dass die EnBW und damit auch die Netze BW derzeit ganz überwiegend in 

öffentlicher Hand sind (93,5%). Hier sehen wir absehbar auch keine Bestrebungen, dies zu 

ändern. Die Wasserpreise in Stuttgart sind bundesweit durchschnittlich. Auch hat die Netze 

BW in den vergangenen Jahren erhebliche Investitionen in die Erneuerung des Wassernetzes 

und der Wasserspeicher getätigt, um die Qualität, Versorgungssicherheit und 

Wirtschaftlichkeit der Wasserversorgung auch langfristig zu gewährleisten. Und wie die 

Mitarbeitenden für „ihr“ Wassernetz brennen, wird in jedem Gespräch überdeutlich. Doch 

gerade vor diesem Hintergrund erschließt es sich uns nicht, warum die Change of Control-

Klausel erst dann gelten sollte, wenn bereits der Worst-case, nämlich ein mehrheitlicher 

Verkauf an Dritte, eingetreten wäre. 

Wir sehen in der vorgelegten Vergleichsvereinbarung durchaus auch für die LHS positive 

Aspekte. So würde der Stadt eine Sperrminorität eingeräumt, Beschlüsse über 



Kapitalmaßnahmen, Umwandlungsmaßnahmen und Unternehmensverträgen der Netze BW 

Wasser GmbH wären künftig nicht ohne Zustimmung der Landeshauptstadt Stuttgart möglich 

und die Stadt hielte in einem neu zu gründenden Aufsichtsrat 1/3 der Sitze. Aber unserer 

Ansicht nach ist in dieser Vereinbarung vieles vage bzw. ungeklärt, so etwa der Übergang der 

Mitgliedschaft in den Wasserzweckverbänden oder die Übertragung betriebsnotwendiger 

Grundstücke an die Stadt. Genauso sind Mitsprache- und Schutzrechte nicht oder nicht 

ausreichend geregelt. Und auch was den Zeitpunkt und die Verbindlichkeit einer Übernahme 

des Wassernetzes in städtische Hand angeht, haben wir noch Nachbesserungsbedarf. 

 

 

Wir beantragen daher, weitere Verhandlungen insbesondere bzgl. der folgenden Punkte 

aufzunehmen: 

 

- Derzeit ist die Netze BW Wasser GmbH Mitglied bei beiden Wasserzweckverbänden 

mit den jeweils höchsten Wasserbezugsrechten. Hier liegen die eigentlichen 

Wasserentnahmerechte bzw. wasserrechtlichen Genehmigungen. Bislang ist 

vertraglich nicht sichergestellt, dass die Mitgliedschaften einschließlich der 

Wasserbezugsrechte und -pflichten in den Wasserzweckverbänden wieder 

komplett an die Stadt übertragen werden, sobald sie die Netze wieder selbst betreibt.  

- Ebenso ist eine Regelung zum gesicherten Übergang der für die Versorgung mit 

Wasser/Strom/Gas betriebsnotwendigen Grundstücke schriftlich zu fixieren. 

- Die notwendigen Verträge und Regelungen (z.B. Gewinnabführungsvereinbarung, 

Geschäftsordnung des Aufsichtsrats etc.) liegen dem Gemeinderat bislang noch nicht 

vor. Insbesondere muss geklärt werden, welchen Einfluss die LHS künftig auf 

grundlegende unternehmerische Entscheidungen, das operative Geschäft und den 

Investitions- und Wirtschaftsplan hätte, inkl. der Festlegung des Wasserpreises. 

- Inwieweit unterscheidet sich die von der Netze BW GmbH 2014 mit der 

Landeskartellbehörde vereinbarte Wasserpreisobergrenzenformel von der in der 

kommunalen Wasserversorgung üblichen Kalkulationsmethode? Was bedeutet dies 

für den Wasserpreis, v.a. wenn berücksichtigt wird, dass bei einem kommunalen 

Betrieb das Kostendeckungsprinzip gilt? 

- Zudem fehlt eine Klausel, die bei Änderung von wesentlichen rechtlichen 
Vorgaben (z.B. EU-Recht) einen Rückkauf durch die Stadt ermöglicht. Dies ist aber 
insbesondere bzgl. Konzessionsrichtlinie und Ausschreibungsregelungen unerlässlich.  

- Wir begrüßen, dass bereits Sicherheiten angedacht sind, sollten wesentliche 

Geschäftsanteile an Dritte veräußert werden. Doch müsste eine solche Change of 

Control-Klausel und damit ein Anspruch auf Herausgabe an die LHS deutlich früher 

greifen.  

- Es ist positiv zu werten, dass sich beide Parteien auf ein Wertermittlungsverfahren 

geeinigt haben, dies soll allerdings erst in 20 Jahren angewandt werden. Wir halten es 

zunächst für erforderlich, die verschiedenen Wertermittlungsverfahren nebeneinander 

zu legen, und dann, wie beim Löschwasser bereits geschehen, einen gemeinsamen 

Gutachter zu beauftragen, auch um die Finanzierung sicherstellen zu können.  

 

Zudem beantragen wir, dass: 

 

- die Verwaltung insbesondere die künftige Eingliederung in die städtische 

Organisationstruktur ausarbeitet und in den gemeinderätlichen Gremien vorstellt. 

Dies beinhaltet eine Darstellung der unterschiedlichen Organisationsformen mit den 

damit verbundenen Vorzügen und Risiken, eine Übernahmeregelung der 

Mitarbeitenden der Netze BW unter Beachtung bestehender Arbeitsverhältnisse und 

Tarifverträge sowie eine entsprechende Finanzplanung. 

 

Gez.  

 

Petra Rühle      Andreas Winter     
B‘90/DIE GRÜNEN-Gemeinderatsfraktion   B‘90/DIE GRÜNEN-Gemeinderatsfraktion  


